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Analyse

Die innenpolitische Situation nach Tusks Wechsel nach Brüssel:  
alte Lager, neue Lage
Jarosław Flis, Krakau

Zusammenfassung
Die Übernahme des Amtes des EU-Ratsvorsitzenden durch den polnischen Ministerpräsidenten Donald 
Tusk hat eine völlig neue Situation im polnischen politischen Leben geschaffen, das am Anfang eines Schlüs-
seljahres steht. Drei Wahlen stehen bevor: die Wahlen zu den Selbstverwaltungsorganen im Herbst 2014 
und im Jahr 2015 die Präsidentenwahlen sowie schließlich die wichtigste Wahl, die zum Sejm. Der Wechsel 
im Amt des Ministerpräsidenten ist ein sehr wichtiger Wendepunkt, der auf alle kommenden Entscheidun-
gen Einfluss haben wird. Seine Folgen sind die große Unbekannte im polnischen politischen Leben. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, die neue Lage für die politischen Akteure in der Mitte, auf der Rechten, auf 
der Linken und am rechten Rand zu beleuchten.

Dem Wechsel des Parteichefs der regierenden Bür-
gerplattform (Platforma Obywatelska – PO) gin-

gen einige Ereignisse voraus, die aus heutiger Per-
spektive den Charakter eines Prologs annehmen. Die 
schwerwiegendste Angelegenheit ist sicher die Situa-
tion in der Ukraine, dann folgt die Wahl des Europäi-
schen Parlaments und zuletzt die sogenannte Abhör-
affäre, die am Anfang der Sommersaison in Polen ins 
Rollen kam. Bereits im vergangenen Jahr hatte die PO 
die Führung in den Meinungsumfragen verloren und 
erlebte interne Konflikte. Jarosław Gowin, der vorher mit 
Donald Tusk um die Führung gekämpft hatte, verließ 
die Partei und die einstige »rechte Hand« des Minister-
präsidenten, Grzegorz Schetyna, wurde ihrer Stellung 
enthoben. Daher herrschte noch zu Jahresbeginn eine 
pessimistische Stimmung in der Partei, während sich 
die stärkste Kraft der Opposition, Recht und Gerech-
tigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), für einen kla-
ren Sieg bereit machte. Viele Kommentatoren erwar-
teten – manchmal von Wunschdenken geleitet – eine 
Wiederholung des Drehbuches eines totalen Zusam-
menbruchs des Regierungslagers, ein Szenario, das in 
den letzten Jahren in Polen zweimal zu beobachten war. 
Allerdings führte die Situation in der Ukraine in den 
Wochen vor der Wahl zum Europäischen Parlament zu 
einer Trendwende und zu steigender Unterstützung für 
die PO. Diese gewann die Europawahl, doch war dies 
nur ein symbolischer Sieg. Die PO führte nur minimal 
vor der PiS. Schließlich bedeutete das Stimmenergeb-
nis den Verlust von einem Drittel der Wählerstimmen 
und einem bedeutenden Teil der Mandate im Vergleich 
zur letzten Europawahl.

Der Europawahl kam insofern eine Schlüsselbedeu-
tung zu, als dass sie die Überzeugung wieder stärkte, 
dass die PO im Stande sei, mit der PiS in den kommen-
den Wahlen einen gleichberechtigten Kampf aufnehmen 
zu können. Hat die Wahl zum Europäischen Parlament 

auch den geringsten Einfluss darauf, wer tatsächlich die 
Macht ausübt, so war es der psychologische Effekt, dem 
hier wesentliche Bedeutung zukam. Er gab den führen-
den Köpfen der PO ein sehr gutes Gefühl, das allerdings 
innerhalb kurzer Zeit durch den Ausbruch der »Abhör-
affäre«, die nun gerade führende PO-Politiker betraf, in 
Frage gestellt wurde. Die Affäre schien zunächst sehr viel 
ernster zu sein, als es schließlich der Fall war, dennoch 
wurde sie zu einer enormen Belastung für die Regierung 
und zu einer Hoffnung für die größte Oppositionspartei. 
Zwar wurde sie nicht in der Weise von der Opposition 
ausgenutzt, wie es zu erwarten gewesen wäre, trotzdem 
führte sie zu einem deutlichen Rückgang der Zustim-
mung für die PO in den Umfragen, während die PiS 
eindeutig die Führungsposition übernehmen konnte.

Der Wechsel auf dem Posten des Ministerpräsiden-
ten scheint allerdings die Ereignisse von Anfang der 
Sommersaison auf einen hinteren Platz zu verdrängen, 
auch wenn das Echo auf die »Abhöraffäre« Einfluss auf 
manche laufenden Entscheidungen hat. In der Situation 
des Führungswechsels taucht nun vor allem das Echo 
früherer Konflikte in der PO auf.

Die Kandidatur von Sejmmarschallin Ewa Kopacz 
für das Ministerpräsidentenamt ist die größte Unbe-
kannte. Sehr wenige Kommentatoren reagieren enthu-
siastisch auf diese Entscheidung, was sicherlich noch 
nicht bedeutet, dass die neue Rolle nicht auch verbor-
gene Talente der Kandidatin freilegen kann, ob auf der 
Ebene des Managements oder der der Kommunikation. 
Zurzeit weist nichts darauf hin, dass Ewa Kopacz als 
Ministerpräsidentin eine solche Position haben wird 
wie Donald Tusk oder wie dessen Vorgänger Jarosław 
Kaczyński (PiS) – Persönlichkeiten, die ohne Diskus-
sion alle Konflikte unterbinden. Dennoch ist die Vor-
stellung von der Rolle des Ministerpräsidenten als eines 
unbestrittenen Führers seines politischen Lagers prä-
sent und wird Einfluss darauf haben, wie Ewa Kopacz 
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wahrgenommen wird und welche Erwartungen an sie 
formuliert werden.

Prüfungen und Trümpfe
In einem Jahr, bei den Parlamentswahlen im Herbst 
2015, wird Ewa Kopacz darum kämpfen, ihr Amt behal-
ten zu können. Vorher aber wird die PO noch zwei große 
Tests zu bestehen haben, die Einfluss darauf haben kön-
nen, wie ihre Position wahrgenommen wird. Der erste 
sind die schon im Herbst dieses Jahres stattfindenden 
Wahlen zu den Selbstverwaltungsorganen. Ihr Ergebnis 
ist zwar nicht so eindeutig interpretierbar wie bei den 
anderen Wahlen, es kann aber als Test für die Stärke 
politischer Führung betrachtet werden. Sollte sich zei-
gen, dass die PO infolge der internationalen Karriere 
von Donald Tusk auf einer Welle steigender Zustim-
mung für die Partei in der Lage sein wird, ihre Position 
zu behaupten oder zumindest nicht bedeutend von PiS 
dominiert zu werden, kann man erwarten, dass auch die 
Stellung von Ewa Kopacz sehr gestärkt wird. Sollte aber 
die PO die Selbstverwaltungswahlen deutlich verlieren, 
was nicht auszuschließen ist, können sich daran interne 
Konflikte entzünden. Eine Niederlage kann einen Streit 
um die Notwendigkeit eines Führungswechsels auslö-
sen, da die erste Riege der Partei doch schon heute in 
Zweifel gezogen wird.

Der zweite Test sind die Präsidentschaftswahlen im 
Frühjahr 2015. Favorit ist das derzeitige Staatsoberhaupt 
Bronisław Komorowski, der aus der PO stammt. Aller-
dings sei daran erinnert, dass in den letzten vier Präsi-
dentschaftswahlen in Polen jedes Mal der Kandidat der-
jenigen Partei gewann, die in den Meinungsumfragen 
führte. Für einen Staatspräsidenten mit beschränkten 
Kompetenzen in direkter Wahl zu stimmen, verbindet 
sich mit einem komplizierten Set von Motivationen auf 
Seiten der Wähler, der Kandidaten und deren Unterstüt-
zer. Die Ereignisse bei den südlichen Nachbarn, in Tsche-
chien und in der Slowakei, gebieten hier weit gehende 
Vorsicht. In beiden Ländern fanden unlängst Präsi-
dentschaftswahlen mit sehr überraschenden Ergebnis-
sen statt. Bronisław Komorowski kann also daran inte-
ressiert sein, entweder seine Position zu festigen, indem 
er seine Rolle als echte Führungskraft zeigt, oder jeman-
den für den Posten des Ministerpräsidenten zu finden, 
der in der Lage ist, die Position der PO zu stärken und 
ihr neue Dynamik zu verleihen. Beide Szenarien bedeu-
ten zusätzliche Spannungen unter den PO-Politikern.

Unabhängig von den personellen Fragen ist die PO 
im Establishment verankert und in dem Teil der Gesell-
schaft, der mit seiner materiellen Situation und dem 
Stand der Dinge im Land zufrieden ist. Dieser Teil 
nimmt häufiger an den Wahlen teil, gibt in den Medien 
den Ton an und besetzt in den öffentlichen Institutio-

nen leitende Positionen. Die PO hat derzeit die Regie-
rungsverantwortung in 15 von 16 Woiwodschaften inne 
und dominiert die anderen gesamtpolnischen Parteien 
in den Stadt- und Kreisparlamenten. All dies bewirkt, 
dass die PO über ungeheure gesellschaftliche Ressourcen 
verfügt, was ihr erlaubt, die Oberhand über die ande-
ren Parteien zu gewinnen. Dieses Übergewicht kann die 
Wahlergebnisse beeinflussen – zunächst die der Selbst-
verwaltungswahlen, dann der Präsidentschaftswahlen 
und schließlich der Parlamentswahlen.

Gleichzeitig tauchen Fragen hinsichtlich der inneren 
Verfasstheit der Partei auf, die sich in den vergangenen 
sieben Jahren vor allem zu einer Partei der Macht entwi-
ckelt hat. Eine ganze Reihe von Personen mit einer idea-
listischeren Einstellung wurde hinausgedrängt oder ent-
mutigt. Man kann ihr eine Diskrepanz zwischen den vor 
acht Jahren erklärten Zielen und ihrer Regierungspraxis 
vorhalten, sei es im Bereich des politischen Klientelismus 
oder ihrer Effektivität. Hier stellt sich die Frage, ob es in 
einer Situation wechselnder Stimmungen oder Zweifel 
an der Führung gelingen wird, die internen Bindungen 
aufrechtzuerhalten, zumal sich die Partei in den vergan-
genen Jahren weit ausdifferenziert und Politiker sowohl 
des linken als auch des rechten Spektrums aufgenom-
men hat. Politiker, die mühelos auch in den Oppositi-
onsparteien unterkommen könnten, ob auf der linken 
oder auf der rechten Seite. Deren Abgang kann die PO 
schwächen und die Opposition stärken. Vor allem kann 
es aber die Überzeugung von der Selbstverständlichkeit, 
die Regierung innezuhaben, untergraben, die einer der 
grundlegenden Faktoren der Position der PO ist.

Die Hauptalternative
Obwohl die PO sowohl auf der rechten als auch auf der 
linken Seite mit Oppositionsparteien konfrontiert ist, 
ist ihr Hauptopponent zweifelsohne PiS, eine Partei, die 
mit Blick auf Fragen des Lebensstils eine konservativere 
Haltung als die PO einnimmt, was aber wirtschaftli-
che Fragen betrifft, etatistischen Lösungen näher steht. 
Der Wechsel auf dem Posten des Ministerpräsidenten 
stellt PiS vor ein schwieriges Problem. Bisher betrach-
tete sie Donald Tusk als ihren Hauptgegner. Anfangs 
nur gering geschätzt, wurde er im Laufe der Zeit dämo-
nisiert und als Hauptakteur behandelt. Und selbst wenn 
dieser Akteur vom Establishment unterstützt wird, was 
ihm Überlegenheit und einen »unverdienten« Sieg ein-
bringt, ist er doch bisher der Hauptmotor der Regie-
rungsaktivitäten gewesen. Auf ihn konzentrierten sich 
die Botschaften der Oppositionspartei. Auf welche Weise 
sie mit dem Wechsel ihres Hauptgegners zurechtkommt, 
ist zurzeit eine große Unbekannte.

Für die PiS war das Ergebnis der Europawahlen 
Grund für eine zwar begrenzte, aber dennoch fühl-
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bare Frustration. Einerseits bestätigte die internatio-
nale Situation die Thesen, die die Grundlage der Poli-
tik von PiS in den vergangenen Jahren darstellten und 
die im Gegensatz zu der politischen Konzeption der 
PO standen, sich um freundschaftliche Beziehungen 
zu Russland zu bemühen. Doch gerade die Tatsache, 
dass sich diese Beziehungen so sehr verschlechterten, 
wirkte paradoxerweise zuungunsten der PiS. Vielen 
Polen fiel es schwer sich vorzustellen, wie eine weitere 
Verschlechterung der Beziehungen zwischen Polen und 
Russland angesichts des Konfliktes in der Ukraine aus-
sehen sollte. Die Folge war das Wahlergebnis der Euro-
pawahl – obgleich PiS ihre Umfragewerte verbesserte 
und zusätzliche Mandate erlangte, sah sie sich dem Vor-
wurf ausgesetzt, zum wiederholten Male Wahlen verlo-
ren zu haben.

Einer der Gründe für die Niederlage war das Wahl-
ergebnis der beiden mit PiS konkurrierenden Initiativen, 
Solidarisches Polen (Solidarna Polska) und Polen Gemein-
sam (Polska Razem), bei denen Politiker, die früher Abge-
ordnete von PiS waren, eine wesentliche Rolle spielen. 
Beide Initiativen zogen nicht ins Europaparlament ein 
und erlitten eine demütigende Niederlage. Dennoch 
waren ihre Ergebnisse entscheidend für die Niederlage 
der PiS beim Wahlwettlauf um den ersten Platz. Wenn 
die sieben Prozent der Stimmen, die Solidarisches Polen 
und Polen Gemeinsam jeweils ungefähr zur Hälfte erhal-
ten haben, auf PiS gefallen wären, wäre deren Erfolg 
unanfechtbar gewesen. Diese Erkenntnis drängte die PiS 
dazu, eine Verständigung zwischen den Spaltern in den 
eigenen Reihen anzustreben. Es bedeutete, zur Kennt-
nis zu nehmen, dass die bisherige Strategie versagt hat 
und der Aufbau eines breiten Lagers notwendig ist – und 
eben nicht, wie bisher all diejenigen hinauszudrängen, die 
eine andere Meinung vertreten, ob zu taktischen Fragen 
oder zu zweitrangigen ideologischen Entscheidungen.

Der Plan der PiS
Die Verständigung, die Jarosław Kaczyński mit dem 
Vorsitzenden von Solidarisches Polen, Zbigniew Zio-
bro, und dem ehemaligen Justizminister und frühe-
ren führenden Kopf des konservativen Flügels der PO, 
Jarosław Gowin, einging, scheint nahezulegen, dass die 
größte Oppositionspartei die Strategie der PO nachah-
men will: lernen, mit den ideologischen Flügeln zu spie-
len, die vom Parteichef zusammengebunden werden. 
Den gemäßigten Flügel, der sich auf ehemalige PO-
Anhänger beruft, die von dieser Partei enttäuscht sind, 
sowie auf Wechselwähler, sollte Jarosław Gowin reprä-
sentieren. Auf der anderen Seite würden dann Politiker 
auftauchen, die die Kernwählerschaft von PiS mobilisie-
ren. Eine Wählerschaft, die von Stichworten wie Verrat 
oder Desintegration der Nation angezogen werden. Ein 

solcher Plan kann vielversprechend sein, aber die Partei 
unterliegt ständig der Versuchung, in die alte Gewohn-
heit einer Totalopposition zurückzufallen. Es bleibt die 
Frage, ob Jarosław Kaczyński, in dessen Naturell eher 
schärfere als gemäßigtere Formulierungen liegen, in der 
Lage sein wird, die Rolle desjenigen zu erfüllen, der eine 
Partei mit so großen Reibungen zusammenhält.

Darüber hinaus hat PiS auch in Bezug auf die zwei 
Tests, die den Parlamentswahlen vorausgehen, ein grö-
ßeres Problem als die PO – das sind die Selbstverwal-
tungswahlen im November und die Wahlen für das 
Amt des Staatspräsidenten im Frühjahr 2015. Die letz-
ten Präsidentschaftswahlen hat Jarosław Kaczyński 
gegen Bronisław Komorowski verloren, und alle Aus-
sagen deuten darauf hin, dass er nicht die Absicht hat, 
sich noch einmal mit Komorowski zu messen. Es gibt 
allerdings keine gute Lösung: Es scheint, dass Profes-
sor Piotr Gliński, der für die Rolle des Kandidaten vor-
gesehen war, bereits in den Versuchen von PiS »ver-
braucht« wurde, als Antwort auf die letzten Krisen der 
PO ein Misstrauensvotum im Sejm umzusetzen. Zurzeit 
ist niemand in Sicht, der die Kandidatenrolle überneh-
men könnte. Es tauchen Konzepte auf, das Manöver der 
PO vor fünf Jahren zu übernehmen, das heißt parteiin-
terne Vorwahlen. Diese können den Kandidaten bestim-
men und zugleich als mediales Ereignis genutzt wer-
den, um für ihn zu werben. Gleichzeitig würde Jarosław 
Kaczyński von der Verantwortung entlastet, selbst die 
Person zu bestimmen. Bisher ist das aber alles Speku-
lation. Es gibt keine Anhaltspunkte, um vorauszusa-
gen, in welche Richtung sich die Ereignisse entwickeln 
werden. Vermutlich wird es sich erst nach den Selbst-
verwaltungswahlen entscheiden. Dann werden die tat-
sächlichen Verschiebungen der Wählerunterstützung, 
die sich aus den aktuellen Ereignissen um den Weg-
gang von Donald Tusk nach Brüssel ergeben, bekannt 
sein. Eine Bedrohung für die Hoffnung der PiS wäre 
eine Situation, in der sie trotz größter Wählerunter-
stützung nicht die Regierungsverantwortung überneh-
men könnte, weil die übrigen Parteien zusammen die 
Mehrheit hätten und eine Koalition bilden würden. So 
geschah es bei den letzten Selbstverwaltungswahlen in 
einer PiS-Hochburg, der Woiwodschaft Vorkarpaten.

Neue und alte »schwarze Pferde«
Bei der Wahl zum Europäischen Parlament erzielte die 
Neue Rechte von Janusz Korwin-Mikke (Nowa Prawica 
Janusza Korwin-Mikke) mit sieben Prozent einen uner-
warteten Erfolg und zog ins Europäische Parlament ein. 
Diese Gruppierung schafft einen neuen Kontext für die 
Hoffnungen und Ängste der größten Oppositionspartei, 
der PiS. Die Neue Rechte ist nur ein neuer Name für eine 
politische Kraft, die auf der polnischen Bühne bereits seit 
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einem Vierteljahrhundert aktiv ist. Auch wenn sie nur 
im Jahr 1991 einen bescheidenen Anteil im Sejm erhielt 
und sich seit 1993 am Rande der gesamtpolnischen poli-
tischen Szene befindet, ist sie doch immer wieder ein 
Bezugspunkt. Ihre Position, insbesondere ihr Erfolg bei 
der Europawahl, hat verschiedene Ursachen. Die Partei 
verbindet einige in der polnischen Gesellschaft stets vor-
handene Strömungen. Einerseits ist das der spezifische 
Wirtschafts-Anarcholiberalismus, der in der Feindse-
ligkeit gegenüber dem Staat und der Überzeugung von 
der absoluten Überlegenheit des freien Marktes zum 
Ausdruck kommt. Hier lässt sich einer der Slogans des 
Parteichefs Janusz Korwin-Mikke anführen: »Du sollst 
nicht stehlen. Die Regierung erträgt keine Konkurrenz.«

Die zweite Strömung ist die der sittlich-moralischen 
Konterrevolution – die Abneigung gegenüber der poli-
tischen Korrektheit und den Eliten, die als Befürworter 
aller »Anomalitäten« betrachtet werden. Die dritte Strö-
mung ist die sehr starke Antiestablishment-Einstellung 
und eine Art Aufruhr und Verrücktheit, die für einen 
Teil der Wähler, vor allem für die jungen, attraktiv zu 
sein scheint. Die Neue Rechte erinnert an eine Mischung 
aus amerikanischer Tea Party-Bewegung und italienischer 
Fünf-Sterne-Bewegung. Die Partei hat trotz ihrer bisher 
geringen Wählerunterstützung einen Kreis leidenschaft-
licher Bekenner, was im Internet sehr sichtbar ist. Beglei-
tet wird sie von einer Atmosphäre ständiger Provokation 
gegenüber dem Mainstream, sei es in der linken Variante 
oder der eines gemäßigten Konservatismus. All dies nährt 
Zweifel, ob es sich hier um die Grundlage für eine tat-
sächliche Veränderung des Kräfteverhältnisses auf der 
politischen Bühne handelt. Die erste Barriere sind bereits 
die im Herbst stattfindenden Selbstverwaltungswahlen. 
Aufgrund des anderen Wahlrechts würde eine Unterstüt-
zung, wie sie die Neue Rechte in der Europawahl erhalten 
hat, nicht garantieren, dass sie in die Woiwodschaftspar-
lamente oder die Stadträte der größeren Städte einzieht.

Ein weiterer Faktor ist das fortgeschrittene Alter des 
Parteivorsitzenden, was die Frage hervorruft, ob er in der 
Lage sein wird, die Gruppierung in eine Organisation 
zu verwandeln, die fähig ist, tatsächlich auf »die Macht-
haber« einzuwirken – und nicht nur fähig, die Ansich-
ten eines marginalen Teils der Wähler zum Ausdruck 
zu bringen. Ein wesentlicher Aspekt ist jedenfalls, dass 
diese Gruppierung einen wichtigen Gegenpunkt zu PiS 
darstellen könnte, die die Abneigung linker Medien und 
meinungsbildender Kreise auf sich zieht. Sie könnte in 
der Rolle des Buhmanns auftreten, im Vergleich zu dem 
PiS als Partei erscheint, die grundsätzlich zum Main-
stream gehört. Gleichzeitig könnte dies eine der Schwä-
chen der größten Oppositionspartei verringern, näm-
lich die von ihren politischen Opponenten vertretene 
These, dass sie eine radikale Partei sei. Dessen ungeach-

tet zieht die Neue Rechte einen Teil der Wähler von PiS 
ab, die konservativ eingestellt sind und das Establish-
ment sehr negativ beurteilen. Auf diese Weise schwächt 
sie deren Wahlergebnis.

Außer den Antiestablishment-Wählern, die ihren 
Gegner in den Eliten des linken Denk- und Lebens-
stils sehen, fließen der Neuen Rechten aus den Kreisen 
Wählerstimmen zu, die das Establishment als Vertreter 
des Staatsapparates sehen, der die ökonomische Freiheit 
beschränkt und die Bürger ausschlachtet. Dies sind Men-
schen, die in den letzten Sejmwahlen für die Palikot Bewe-
gung (Ruch Palikota) gestimmt haben. Damit erwies sich 
die Neue Rechte als Sargnagel für den Sarg des »schwar-
zen Pferdes« der letzten Sejmwahlen. Die Änderung des 
Parteinamen der Palikot Bewegung in Deine Bewegung 
(Twój Ruch), die Erweiterung um eine Koalition aus klei-
nen linken Initiativen und die Unterstützung des ehe-
maligen Staatspräsidenten Aleksander Kwaśniewski hal-
fen nicht – die Partei erlitt eine Niederlage in der Wahl 
zum Europäischen Parlament. Die Gruppierung wird 
beträchtlich schwächer, Abgeordnete treten aus und die 
bevorstehenden Selbstverwaltungswahlen könnten zu 
ihrer endgültigen Marginalisierung noch vor den Par-
lamentswahlen im kommenden Jahr führen.

Paradox ist, dass die Niederlage von Janusz Palikot 
auch die Neue Rechte von Janusz Korwin-Mikke belastet. 
Sie nährt die Überzeugung, dass solche Gruppierungen 
als eine Art Kinderkrankheit zu behandeln sind. Das 
Interesse der Wähler wird früher oder später vergehen, 
so wie es einst bei der Partei Selbstverteidigung (Samo-
obrona) der Fall war. Daher behandelt die restliche poli-
tische Klasse die Neue Rechte auch nicht als Gegner, mit 
dem man besonders rechnen, sondern als vorübergehen-
des Problem, das man aussitzen muss.

Die Stabilität der alten Strukturen
Zurzeit ist nichts zu sehen, was die Gruppierung von 
Janusz Palikot retten könnte – ein Grund zur Freude 
beim Hauptkonkurrenten im linken politischen Spek-
trum, der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy 
Demokratycznej – SLD). Die SLD ging aus der Wahl zum 
Europäischen Parlament als geschwächter Sieger unter 
den miteinander rivalisierenden Linken hervor. Aber ihr 
Wahlergebnis war beträchtlich geringer als vor fünf Jah-
ren. Die Niederlage der direkten Konkurrenz von Palikot 
war zwar ein Trostpreis, aber das Ergebnis selbst wohl eher 
eine kalte Dusche. Die Summe der Stimmen für beide 
Parteien zusammen war niedriger als vor fünf Jahren.

Für die Linke sind jetzt die Selbstverwaltungswah-
len ein besonders wichtiger Test. Hieran macht sich 
die Hoffnung fest, an der Regierungsverantwortung 
beteiligt zu werden und eine neue Mannschaft aufzu-
bauen. Gleichzeitig bedeutet das Ergebnis der Europa-
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wahl, Abschied von den Bemühungen zu nehmen, in 
der Politik eine der großen Rollen zu spielen. Dies ist 
ein Unterschied gegenüber der Situation vor vier Jahren, 
als Grzegorz Napieralski nach einem recht hohen Wahl-
ergebnis von gut 13 Prozent bei den Präsidentschafts-
wahlen mit der Rolle der »dritten Kraft« rechnete, die 
über ein mit der PO und mit PiS vergleichbares Poten-
tial verfügt. Momentan weist nichts darauf hin, dass die 
SLD eine solche Rolle spielen könnte und so zeigen sich 
auch keine solchen Bestrebungen. Ihre Position gegen-
über einer zukünftigen Regierungskonstellation wird 
von der Unterstützung abhängen, die die beiden politi-
schen Hauptkräfte in den Parlamentswahlen erfahren 
werden. Die Linke zählt darauf, dass eine geschwächte 
PO die SLD als Koalitionspartner wird akzeptieren müs-
sen und dass ein Sieg von PiS nicht so groß sein wird, als 
dass sie eine selbständige Regierung wird stellen können.

Es gibt also zwei Hauptkräfte in der Politik, zwischen 
denen der Kampf um die Führung stattfindet (PO und 
PiS), und daneben zwei Pole, die Neue Rechte und die alte 
Linke, die um ihre Position kämpfen, das heißt darum, 
dass der von ihnen besetzte Bühnenrand entscheidend 
auf der politischen Bühne sein werde. Die Neue Rechte 
hofft, in die parlamentarische Politik zurückzukehren, 
die Linke auf eine Rückkehr in die Regierung. In der 
Mitte dieses dualen Systems befindet sich die Polnische 
Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL).

Die PSL hat das Ergebnis zur Europawahl am ruhigs-
ten aufgenommen; es war fast mit dem vor fünf Jahren 
identisch. Sie erlitt also keine solchen Verluste wie ihr 
heimischer Koalitionspartner PO und muss sich nicht 
um ihre Existenz sorgen. Allerdings ist die Schwächung 
der PO von wesentlicher Bedeutung für die PSL bei den 
Selbstverwaltungswahlen, die für die PSL wiederum 
eine Schlüsselbedeutung haben. Bisher hatte sie eine 
besonders starke Position, da sie bei diesen Wahlen ihre 
ländliche Wählerschaft mobilisierte. In einem Teil des 
Landes konnte die PSL dank dieser Mobilisierung die 
stärkste Position besetzten, auch im Vergleich zur PO; 
in den übrigen Teilen war sie der Koalitionspartner des 
Siegers PO. Letztlich haben diese beiden Parteien nach 
den letzten Selbstverwaltungswahlen in allen Woiwod-
schaften Koalitionen gebildet, manchmal haben sie noch 
kleinere Partner hinzugenommen.

Ob sich dieser Zustand in der Situation einer schwä-
cher werdenden PO aufrechterhalten lässt, ist hier des-
halb die Hauptfrage, weil die Schwächung der PO und 

die Stärkung der PiS eine Veränderung für die rela-
tive Kraft der PSL in Hinblick auf die PiS bedeutet. 
Die Wege der PSL können im Grunde zu zwei Parteien 
führen, zur PO und zur PiS. Es gab solche Koalitionen 
bereits in einzelnen Woiwodschaften in der Legislatur-
periode 2006 bis 2010. Dies kann allerdings Spannun-
gen in der PSL selbst erzeugen, deren Führungsebene 
eher zur SLD und zur PO tendiert, während ein wesentli-
cher Teil der Wähler mit größerer Sympathie auf die PiS 
schaut. Solche Spannungen können aber von einer sehr 
stabilen inneren Situation gemildert werden. Im Grunde 
ist die PSL die einzige der polnischen Parteien, die mit 
internen Konflikten gut zurechtkommt, deren Wahlen 
der Parteispitze ruhig verlaufen und in der es schon seit 
Jahren zu keinem bedeutenden Bruch kam. In der Partei 
wächst eine neue Generation führender Köpfen heran, 
Politiker um die 40, die bereits Erfahrungen zum Bei-
spiel als Woiwodschaftsmarschall gesammelt haben. Sie 
haben parteiintern eine Position, von der ihre Altersge-
nossen in der PO und in der PiS nur träumen können. 
Dessen ungeachtet ist auch die PSL als kleinerer Part-
ner von den Kräfteverhältnissen zwischen den großen 
und den extremen Gruppierungen abhängig.

Es gibt also drei Unsicherheiten, die dazu führen, 
dass die Ereignisse des kommenden Jahres in der pol-
nischen Politik so schwer vorherzusehen sind. Die erste 
ist die Beziehung zwischen den zwei Hauptakteuren. 
Die zweite ist die Stärke der Neuen Rechten und die 
geschwächte Linke. Die dritte ist schließlich die Rolle, 
die die PSL in der gesamten Machtkonfiguration wird 
spielen können und wollen. Ob die neue Ministerprä-
sidentin und die neue Führung der PO, die sich nach 
dem Wechsel von Donald Tusk unter aktiver Beteili-
gung des Staatspräsidenten herauskristallisieren wird, in 
der Lage sein wird, die bisherige Position der PO zu hal-
ten, ist hier die Schlüsselfrage. Die Frage hat aber auch 
noch eine tiefere Bedeutung: Wenn die PO imstande 
ist, ohne Donald Tusk klar zu kommen, dann drängt 
sich unweigerlich der Schluss auf, dass die PiS ohne 
Jarosław Kaczyński zurechtkommen kann. Das bedeu-
tet, dass in dem Fall, dass ein eindeutiger Erfolg der PiS 
ausbleibt, auch in dieser Partei ein Wechsel zu erwar-
ten wäre. Das wiederum wäre das Ende einer ganzen 
Dekade, in der zwei Antagonisten das politische Leben 
des Landes gestaltet haben.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor
Dr. Jarosław Flis ist Soziologe am Institut für Journalistik und gesellschaftliche Kommunikation an der Jagiellonen-
Universität in Krakau (Kraków). Seine Forschungsschwerpunkte sind Public Relations, Soziologie der Politik und Ver-
waltung öffentlicher Institutionen. Er verfasst regelmäßig Beiträge und Kommentare u. a. für die Zeitungen Gazeta 
Wyborcza, Rzeczpospolita, Tygodnik Powszechny sowie für die Fernsehsender TVP und TVN.



POLEN-ANALYSEN NR. 150, 16.09.2014 7

Umfrage

Einstellungen zur Regierung Tusk

Grafik 1:	 Die Unterstützung für PO und PiS*

*Im August 2014 Unterstützung für PiS zusammen mit Solidarna Polska Zbigniewa Ziobra und Polska Razem Jarosława Gowina
PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Solidarna Polska Zbigniewa 
Ziobra/Solidarisches Polen von Zbigniew Ziobro; Polska Razem Jarosława Gowina/Polen Gemeinsam von Jarosław Gowin
Quelle: CBOS Nr 116/2014 Preferencje partyjne w sierpniu [Parteipräferenzen im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>

Grafik 2:	 Wen würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Parlamentswahl wäre? (%)
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Anm.: Berücksichtigt wurden die Antworten derer, die angaben, zur Wahl gehen zu wollen.
Unterstützung für PiS: August 2013 – Juli 2014
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Solidarna Polska Zbigniewa Ziobra – Solidarisches Polen von Zbigniew Ziobro; 
Polska Razem Jarosława Gowina – Polen Gemeinsam von Jarosław Gowin; PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform; SLD –
Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz; Nowa Prawica Janusza Korwin-Mikke – Neue Rechte von Janusz Korwin-
Mikke; PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei
Quelle: CBOS Nr 116/2014 Preferencje partyjne w sierpniu [Parteipräferenzen im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>
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Tabelle 1:	Wen würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Wahl wäre? (%)
Aug. 
13

Sept. 
13

Okt. 
13

Nov. 
13

Dez. 
13

Jan. 
14

Feb. 
14

März 
14

Apr. 
14

Mai 
14

Juni 
14

Juli 
14

Aug. 
14

PiS zusammen 
mit Solidarna 
Polska und 
Polska Razem

24* 23* 28* 25* 23* 25* 26* 24* 21* 23* 24* 24* 32

PO 25 25 22 24 23 24 25 26 28 27 32 29 26
SLD 9 10 8 10 10 8 8 7 7 9 5 8 9
Nowa Prawica 
Janusza Kor-
win-Mikke

2 2 4 1 2 3 4 3 5 5 5 6 7

PSL 5 6 5 7 6 5 4 4 5 4 6 6 6
Ruch Palikota, 
Twój Ruch

2 5 4 3 3 3 3 3 1 3 1 2 4

Solidarna Pol-
ska Zbigniewa 
Ziobra

2 0 2 1 2 2 2 2 1 1 3 1 -

PJN/Pol-
ska Razem 
Jarosława 
Gowina

1** 0** 0** 1** 1** 3 2 2 3 2 1 2 -

PPP – Sierpień  
’80

0 0 1 0 1 1 0 0 0 0 0 1 0

Prawica 
Rzeczypos-
politej

0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1

andere 3 1 3 2 2 1 2 2 2 2 3 2 3
schwer zu 
sagen

26 26 21 26 26 25 24 27 27 24 20 20 11

Anm.: Berücksichtigt wurden die Antworten derer, die angaben, zur Wahl gehen zu wollen.
*Unterstützung für PiS
**Unterstützung für PJN
PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Solidarna Polska Zbigniewa Ziobra – Solidarisches Polen von Zbigniew Ziobro; 
Polska Razem Jarosława Gowina – Polen Gemeinsam von Jarosław Gowin; PO – Platforma Obywatelska/Bürgerplattform; SLD –
Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz; Nowa Prawica Janusza Korwin-Mikke – Neue Rechte von Janusz Kor-
win-Mikke; PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei; Ruch Palikota, Twój Ruch/Palikot-Bewegung, Deine Bewe-
gung; PJN – Polska Jest Najważniejsza/Polen ist am Wichtigsten; PPP – Polska Partia Pracy Sierpień/Polnische Arbeitspartei – August 
’80; Prawica Rzeczypospolitej– Rechte der Republik
Quelle: CBOS Nr 116/2014 Preferencje partyjne w sierpniu [Parteipräferenzen im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>
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Grafik 3:	 Das Verhältnis zur Regierung mit Ministerpräsident Donald Tusk an der Spitze

Anm.: Bis November 2011 beziehen sich die Angaben auf die erste Amtszeit, ab Dezember 2011 auf die neue Regierung von Minister-
präsident Donald Tusk
Die Antwort »schwer zu sagen« wird nicht aufgeführt.
Quelle: CBOS Nr 117/2014 Stosunek do rządu w sierpniu [Das Verhältnis zur Regierung im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>

Tabelle 2:	Das Verhältnis zur Regierung von Ministerpräsident Donald Tusk (%)

potentielle Wähler von Anhänger Gegner Gleichgültige schwer zu sagen

PO 80 5 14 1
SLD* 36 28 36 0
PSL* 22 43 31 4
PiS zusammen mit Solidarna Pol-
ska Zbigniewa Ziobra und Polska 
Razem Jarosława Gowina

7 72 20 2

Nowa Prawica Janusza Korwin-
Mikke

6 84 10 0

sind unentschieden, zur Wahl zu 
gehen

19 36 40 5

haben keine Absicht, zur Wahl zu 
gehen

11 46 41 3

*Diese Angaben sollten wegen der geringen Anzahl von Anhängern dieser Parteien in der Befragung vorsichtig behandelt werden.
Quelle: CBOS Nr 117/2014 Stosunek do rządu w sierpniu [Das Verhältnis zur Regierung  im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>
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Grafik 4:	 Wie würden Sie die Ergebnisse der Regierung von Ministerpräsident Donald Tusk in 
der zweiten Wahlperiode beurteilen? (%)
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Quelle: CBOS Nr 117/2014 Stosunek do rządu w sierpniu [Das Verhältnis zur Regierung  im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>

Grafik 5:	E rmöglicht die gegenwärtige Regierung eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage?

Anm.: Bis November 2011 beziehen sich die Angaben auf die erste Amtszeit, ab Dezember 2011 auf die neue Regierung von Minister-
präsident Donald Tusk
Die Antwort »schwer zu sagen« wird nicht aufgeführt.
Quelle: CBOS Nr 117/2014 Stosunek do rządu w sierpniu [Das Verhältnis zur Regierung im August]. Warszawa 08/2014. <www.cbos.pl>
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Chronik

2. – 15. September 2014
02.09.2014 In Krynica Zdrój (Südpolen) beginnt das XXIV. Wirtschaftsforum. Zu der dreitägigen internationalen Konfe-

renz werden zirka 3.000 Teilnehmer vornehmlich aus Wirtschaft und Politik erwartet, darunter auch aus Russ-
land und der Ukraine.

03.09.2014 Die Regierung verabschiedet den vorläufigen Haushalt für 2015. Er sieht Einnahmen von 297,25 Mrd. Zloty 
und Ausgaben von 343,33 Mrd. Zloty vor. Kalkuliert wird mit einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 
3,4 % und einer Inflation in Höhe von 1,2 %.

04.09.2014 In einem Telefonat mit US-Vizepräsident Joe Biden spricht sich Ministerpräsident Donald Tusk für weitere Sank-
tionen gegenüber Russland aus. Hintergrund ist der andauernde russisch-ukrainische Konflikt in der Ostukraine.

05.09. 2014 Auf dem NATO-Gipfel im walisischen Newport (Großbritannien) wird neben der Gründung einer neuen schnel-
len Eingreiftruppe die Aufstockung des Nord-Ost-Korps in Stettin (Szczecin) beschlossen. An diesem sind zur-
zeit Polen, Deutschland und Dänemark beteiligt. Der nächste NATO-Gipfel wird 2016 in Warschau stattfin-
den. Ministerpräsident Donald Tusk bezeichnet die Beschlüsse des Gipfels als Durchbruch, da die Sicherheits-
garantien der NATO nun konkret würden.

06.09.2014 Parteien und Gruppierungen der politischen Linken unterzeichnen auf dem Kongress der Linken in Warschau 
das Manifest »Die Linke gemeinsam«. Erklärtes Ziel sei die Ablösung der konservativen Kräfte, so Ryszard 
Kalisz, Vorsitzender der politischen Gruppierung Das Haus für alle – Polen (Dom Wszystkich Polska – DWP). 
Leszek Miller, Parteivorsitzender der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD), 
unterstreicht mit Blick auf die Selbstverwaltungswahlen im Herbst, dass man sich nicht nur mit Großprojek-
ten befassen dürfe, sondern der lokalen Bevölkerung entgegen kommen und lokale Projekte ins Programm auf-
nehmen müsse. Am Vortag hatten SLD und DWP eine Vereinbarung über eine gemeinsame Wahlliste bei den 
kommenden Selbstverwaltungswahlen unterzeichnet. 

07.09.2014 In einigen Kreisen der Woiwodschaften Masowien (województwo mazowieckie), Schlesien (woj. śląskie) und 
Heiligkreuz (woj. świętokrzyskie) finden Nachwahlen für die Zweite Parlamentskammer, den Senat, statt. Grund 
dafür ist neben einem Todesfall das Ausscheiden zweier Senatoren zugunsten von Mandaten im Europäischen 
Parlament. Alle drei Mandate gehen an Kandidaten von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – 
PiS). Die Wahlbeteiligung liegt unter 10 %. 

08.09.2014 Der Chef des Büros für Nationale Sicherheit (Biuro Bezpieczeństwa Narodowego – BBN), General Stanisław 
Koziej, teilt mit, dass Polen keine Soldaten in den Irak und nach Syrien schicken wird, um gegen die Truppen 
der Terrormiliz »Islamischer Staat« (IS) zu kämpfen. Nach Aussage von Verteidigungsminister Tomasz Siemoniak 
ist Polen zu humanitärer Hilfe bereit.

09.09.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski teilt mit, dass sich der Rat für Nationale Sicherheit (Rada Bezpieczeństwa 
Narodowego – RBN) für eine Erhöhung des Verteidigungsetats auf 2 % des Bruttoinlandsprodukts ab 2016 
ausgesprochen hat.

10.09.2014 Der designierte Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, stellt die neuen EU-Kommis-
sare vor. Elżbieta Bieńkowska, stellvertretende Ministerpräsidentin und Ministerin für Infrastruktur und Ent-
wicklung, wird EU-Kommissarin für Binnenmarkt, Industrie und Unternehmen.

10.09.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski spricht vor dem Bundestag aus Anlass des 75. Jahrestages des Beginns 
des Zweiten Weltkrieges, würdigt besonders die Aussöhnung zwischen Polen und Deutschen und unterstreicht 
die »deutsch-polnische Verantwortungsgemeinschaft«. 

11.09.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski nimmt das Rücktrittsgesuch von Ministerpräsident Donald Tusk an, 
der am 1. Dezember das Amt des EU-Ratspräsidenten übernehmen wird. Kandidatin für das Amt des Minis-
terpräsidenten ist Sejmmarschallin Ewa Kopacz (Bürgerplattform/Platforma Obywatelska – PO).

12.09.2014 Der Sejm verabschiedet per Akklamation einen Sonderbeschluss aus Anlass der Berufung der Regierung von 
Tadeusz Mazowiecki vor 25 Jahren. Die Regierung Mazowiecki habe in den schwierigen ersten Jahren der Trans-
formation in Polen ein solides Fundament und einen starken demokratischen Staat aufgebaut, heißt es dort.
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13.09.2014 Auf der Sitzung des Politischen Rates von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) bewertet 
Parteichef Jarosław Kaczyński die Regierungsjahre von Donald Tusk als Zeit verlorener Chancen, nicht erfüll-
ter Versprechen und einer verfehlten Ostpolitik, die den russischen Ministerpräsidenten Wladimir Putin zur 
Offensive angeregt habe, was im gegenwärtigen ukrainisch-russischen Konflikt sichtbar sei. Die neue polnische 
Regierung werde den Krieg gegen PiS fortsetzen, zeigt sich Kaczyński überzeugt. Hintergrund ist die Beru-
fung einer neuen Regierung, da Ministerpräsident Donald Tusk am 1. Dezember das Amt des EU-Ratspräsi-
denten übernehmen wird.

15.09.2014 Staatspräsident Bronisław Komorowski designiert Ewa Kopacz, bisher Sejmmarschallin aus den Reihen der Bür-
gerplattform (Platforma Obywatelska – PO), als Ministerpräsidentin. Hintergrund ist, dass der bisherige Minis-
terpräsident Donald Tusk ab dem 1. Dezember das Amt des EU-Ratspräsidenten übernehmen wird. Innerhalb 
einer Woche soll Kopacz ihre Regierung zusammenstellen.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.



Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geäußert werden, geben ausschließlich die Auffassung der Autoren wieder. 
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Rücksprache mit der Redaktion gestattet.

Redaktion: Prof. Dr. Dieter Bingen (verantwortlich) (Darmstadt), Silke Plate, M.A. (Bremen)
Technische Gestaltung: Matthias Neumann

Polen-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann
Alle Ausgaben der Polen-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de

Die Polen-Analysen werden im Rahmen der Datenbank World Affairs Online (WAO) ausgewertet und sind im Portal IREON www.ireon-portal.de recherchierbar.
ISSN 1863-9712 © 2014 by Deutsches Polen-Institut Darmstadt und Forschungsstelle Osteuropa, Bremen

Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Deutsches Polen-Institut, Mathildenhöhweg 2,
D-64287 Darmstadt, Tel.: 06151/4985-13, Fax: 06151/4985-10, E-Mail: polen-analysen@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen

Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Institut Darmstadt, der Bremer Forschungsstelle Osteuropa und der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde 
herausgegeben.
Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter <www.laender-analysen.de/polen>
Kostenloses Abonnement unter <http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php>

Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf 
<bpb.de>

Deutsches Polen-Institut Darmstadt
Das Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations-, und Veranstaltungszentrum für polnische Kultur, 
Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europäischen Integration ent-
wickeln. Das seit März 1980 aktive und bis 1997 von Gründungsdirektor Karl Dedecius geleitete Institut ist eine Gemeinschafts-
gründung der Stadt Darmstadt, der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz sowie des Bundes. 1987 wurden die Kultusminister der 
Länder und 2011 das Auswärtige Amt weitere institutionelle Träger. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele 
leisten private Stiftungen. Das DPI hat satzungsgemäß die Aufgabe, durch seine Arbeit zur Vertiefung der gegenseitigen Kenntnisse 
des kulturellen, geistigen und gesellschaftlichen Lebens von Polen und Deutschen beizutragen.
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stärker ausgeprägt als bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, 
Forschung und Bildung.
Derzeit bemüht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deutschen Hoch-
schulen und Forschungsinstituten verstärkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher Polen-Forschung Ort wis-
senschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum zu werden. Ausgangspunkt der Neuaus-
richtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Rückbaus der Ressourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in 
den unterschiedlichen Disziplinen. Mit der über 60.000 Bände zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine 
einzigartige Sammlung polnischer Literatur in der Originalsprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI bereits ein 
geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die interes-
sierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.

POLEN-ANALYSEN NR. 150, 16.09.2014 14

Über die Polen-Analysen


